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Drucksache IV/1455 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 9. August 1963 

6 — 68070 — 5972/63 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 
mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen 
der Europäischen Gemeinschaften 

hier: Wettbewerbspolitik in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für eine 


Verordnung des Rates betreffend die Änderung der Ver 
Ordnung Nr. 17. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 23. Juli 1963 dem Herrn Präsi- 
denten des Rates der EWG übermittelt worden. 

Der Rat der EWG hat in seiner Sitzung am 29. /30. Juli 1963 
die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu diesem Vorschlag beschlos- 
sen. 

Die endgültige Beschlußfassung durch den Rat erfolgt voraus- 
sichtlich im Oktober 1963. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

Blank 


Druck*. Bonner Universitäts-Budidruckerel, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache IV/1455 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Vorschlag für eine Verordnung des Rates 
betreffend die Änderung der Verordnung Nr. 17 

(von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 87, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 7 der Verordnung Nr. 17 gilt das 
Verbot des Artikels 85 Absatz (i) des Vertrages für 
Vereinbarungen, Beschlüsse und aufeinander abge- 
stimmte Verhaltensweisen, die bei Inkrafttreten der 
Verordnung bestanden haben, nur für den Zeit- 
raum, den die Kommission festsetzt, wenn sie bei 
der Kommission angemeldet worden sind und wenn 
die Unternehmen und Unternehmensvereinigungen 
sie nicht ‘fortsetzen oder in geeigneter Weise ab- 
ändern. Zugunsten von Vereinbarungen, Beschlüs- 
sen und aufeinander abgestimmten Verhaltenswei- 
sen, die zu den in Artikel 4 Absatz (2) dieser Ver- 
ordnung genannten Gruppen gehören, ist diese Vor- 
schrift nur anwendbar, wenn eine Anmeldung vor 
dem 1. Januar 1964 örfolgt. 

Die hiernach für diese Vereinbarungen, Beschlüsse 
und aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen 
erforderlichen Anpassungen lassen sich besser be- 
urteilen, nachdem die Untersuchung einer ge- 
wissen Anzahl bereits bei der Kommission ange- 
meldeter Vereinbarungen, Beschlüsse und aufein- 
ander abgeiStimmter Verhaltensweisen gestattet 
hat, die Bedingungen der Anwendung des Arti- 
kels 85 des Vertrages näher zu bestimmen. Deshalb 


h Amtsblatt der europäischen Gemeinschaften Nr. 13 
vom 21. Februar 1962, S. 204/62 


ist eine Verlängerung der nach der gegenwärtigen 
Fassung von Artikel 7 Absatz (2) am 31. Dezember 
1963 ablaufenden Frist angezeigt. 

Diese Verlängerung hindert weder, nach Artdkel 9 
Absatz (2) der Verordnung Nr. 17 Zuwiderhandlun- 
gen gegen Artikel 85 des Vertrages zu verfolgen, 
noch nach Artikel 22 dieser Verordnung diejenigen 
in Artikel 4 Absatz (2) genannten Vereinbarungen, 
Beschlüsse und aufeinander abgestimmten Verhal- 
tensweisen, die die Entwicklung des Gemeinsamen 
Marktes besonders beeinträchtigen können, zu 
jedem geeigneten Zeitpunkt der Anmeldepflicht zu 
unterwerfen — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Artikel 7 Absatz (2) der Verordnung Nr. 17 
werden die Worte „vor dem 1. Januar 1964" durch 
die Worte „vor dem 1. Januar 1967" ersetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Brüssel, den 


Im Namen des Rates 
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